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RUTHREICHSTEIN | MAASTRICHT

M it flinken Bewegungen blättert
Julia Langenohl durch ihre Un-

terlagen. Gleichzeitig referiert die
19-jährige Studentin in fließendem
Englisch über die Ziele einer mittel-
ständigen Logistikfirma in den Nie-
derlanden. Ihre elf Kommilitonen lau-
schen aufmerksam. Die Gruppe des
Studiengangs „internationale Be-
triebswirtschaft“ soll einneues Logis-
tikkonzept für eine virtuelle Firmaer-
arbeiten. Der Dozent sitzt zwar mit
in dem kleinen, hellen Gruppen-
raum, aber er hält sich zurück. Die
Diskussionsführunghat er einem sei-
ner Studenten übertragen.
So funktionieren die meisten Se-

minare an der Universität von Maas-
tricht: kleineGruppen, viel Eigenver-
antwortung. „Problemgesteuertes
Lernen“ heißt das Konzept. „In der
Diskussion mit den anderen Studen-
ten lerne ich viel mehr als beim Aus-
wendiglernen irgendeines Buches“,
sagt Julia Langenohl.
Sie studiert im zweiten Semester

in Maastricht und ist damit eine von
über 14 000 Deutschen, die ihre aka-
demischeLaufbahn lieber in denNie-
derlanden als in Deutschland begin-
nen. EinGrunddafür ist ebenderUn-
terricht in Kleingruppen. „Mit den
überfüllten Hörsälen in Deutschland
hat das gar nichts zu tun“, freut sich
Julia.
DieNiederlande stehen in derHit-

liste der deutschen Abiturienten
ganz oben. Vor zehn Jahren waren
noch Großbritannien und die USA
wesentlich beliebter als das naheHol-
land. Aber die niederländischen
Hochschulen haben Ende der 90er-
Jahre eine regelrechte Offensive ge-
startet, um ausländische Studie-
rende, insbesondereDeutsche, in das
kleine Polderland zu locken – mit Er-
folg. „Wir wollen eine Internatio-
nalisierung unserer Hochschulen.
Wir wollen unsere Studierenden auf
den internationalen Arbeitsmarkt
vorbereiten, und dafür brauchen wir
auch in den Bildungseinrichtungen
eine internationale Atmosphäre“,

sagt Jo Ritzen. Er ist heute Rektor der
Maastrichter Universität, war neun
Jahre lang Bildungsminister in Den
Haag und Vizepräsident der Welt-
bank.
Ritzen ist überzeugt, dass die euro-

päischen Hochschulen sich mehr als
Unternehmen begreifen müssen.
„Bei uns weiß heute jeder Dekan
ganz genau, wie er sein Geld be-
kommt, und dementsprechend wirt-
schaftet er“, sagt Ritzen. Schließlich
sagen Prognosen einen allgemeinen
Rückgang der Studierendenzahl in
Europa für die kommenden Jahr-
zehnte voraus. Der Wettbewerb un-
ter den Hochschulen wird also wei-
ter zunehmen.
UnterRitzens Führungwurde des-

halb in denNiederlanden vor einigen
Jahren das gesamte Finanzierungs-
konzept der Hochschulen umge-
stellt. Die Fakultäten bekommen nun
Staatsgelder für jeden Studierenden
und jeden Absolventen – immerhin
zwischen 10 000und 20000Europro
Diplomierten. „Das schafft Anreiz,

möglichst viele Studierende anzulo-
cken und auch erfolgreich durch das
Studium zu bringen“, sagt Ritzen.
Um ihr Einzugsgebiet zu erwei-

tern, haben sich vor fünf Jahren 30
niederländischeHochschulen zusam-
mengeschlossen und die Internet-
seite „Studieren in Holland“ ins Le-
ben gerufen. Hier finden interes-
sierte Deutsche alle Informationen
zum Studium in Holland. Zusätzlich
bietet die deutsche Firma Educon im
Auftrag der Hochschulen Informati-
onsseminare und individuelleVorbe-
reitungskurse für Deutsche an, die
gerne in die Niederlande gehen
möchten. „Es ist eine echte Charme-
Offensive der Niederländer. So si-
chern sie sich auch viele hochqualifi-
zierte Arbeitskräfte, die nach ihrem
Studium in den Niederlanden blei-
ben“, sagt der Educon-Geschäftsfüh-
rer Peter Stegelmann. Maastricht ist
dabei besonders erfolgreich: 30 Pro-
zent der 12 000 Studierenden kom-
menausDeutschland,weitere 20Pro-
zent aus dem übrigen Ausland.
Gründe dafür gibt es viele. Julia

Langenohl kommt aus Wuppertal,
gute 100 Kilometer von Maastricht
entfernt, und wollte nicht zu weit
weg von Zuhause studieren. „Mir
war die internationale Komponente
wichtig, und hier in Maastricht wer-
den alle Kurse in Englisch gehalten.
Deshalb habe ich mich für diese Uni-
versität entschieden“, erzählt die Stu-
dentin. Insgesamt bieten die nieder-
ländischen Hochschulen über 2000
Studienprogramme in Englisch an.
Einige Deutsche kommen auch

nach Holland, um dem heimischen
Numerus Clausus zu entgehen – zum
Beispiel für Psychologie. Immerhin
350 Deutsche studieren dieses Fach
in Maastricht – ohne Zugangsbe-
schränkung. Und einige Fächer – wie
zum Beispiel Fair Trade Manage-
ment – gibt es nur inHolland.
Und als i-Tüpfelchen sind dann

auch noch die Jobaussichten beson-
ders rosig: 90 Prozent der Absolven-
ten aus Maastricht finden innerhalb
von drei Monaten einen Arbeitsplatz
– das ist absolute europäische Spitze.
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Die612 Bundestagsabgeordneten sol-
len sich nach demWillen von Union
und SPDwieder an die Spitze der ak-
tuellen Gehaltsrunde setzen. Zusätz-
lich zuder imvergangenenHerbst be-
schlossenenDiätenerhöhungvon ins-
gesamt 9,4 Prozent für 2008 und2009
ist nun eineweitereAnhebung vorge-
sehen, die sich am jüngsten Tarifab-
schluss des öffentlichenDienstes ori-
entiert. Unterm Strich sollen die Ab-
geordnetenbezüge damit bis Anfang
2010 stufenweise auf 8 159 Euro pro
Monat steigen – eine Erhöhung um
16,4 Prozent seit Ende 2007.

Das ergibt sich aus einer Verabre-
dung der Spitzen der Koalitionsfrak-
tionen in Zusammenhang mit der ak-
tuellenBesoldungsrunde für Bundes-
beamte. DerTarifabschluss imöffent-
lichen Dienst sieht Lohnerhöhungen
von insgesamt gut acht Prozent für
2008 und 2009 vor. Sie sollen nach
demWillen derKoalition diesmalmit
dem Besoldungsanpassungsgesetz
unverändert auf die Beamtenübertra-
gen werden – und damit, leicht modi-
fiziert, auch auf die Abgeordneten.
Bei der Opposition stieß das Vor-

gehen der Koalition auf zum Teil
scharfe Kritik. Die neue Diätenerhö-
hung sei Folge eines „schlechten Ge-
setzes“, das die Koalition Ende 2007

„durchgeboxt“ habe, kritisierte der
parlamentarische Geschäftsführer
der Grünen, Volker Beck. Sein FDP-
Kollege Jörg van Essen bekräftigte
die Forderung der Liberalen, die Diä-
ten von einer beim Bundespräsiden-
ten angesiedeltenKommission regeln
zu lassen. Linksfraktionsvize Bodo
Ramelow bezeichnete es als „scham-
los“, dass bei den Diäten nun allein
die Erhöhung einen monatlichen
Hartz-IV-Regelsatz übersteigen solle.
Der Chef des Steuerzahlerbundes,
Karl Heinz Däke, nannte die Pläne
„eine schlichte Unverschämtheit“.
Hinter der neuen Erhöhung steht

eine Mechanik, die bei der Diätenrun-
de im Herbst 2007 vereinbart worden
war. Danach sollen die Bezüge der Ab-
geordneten künftig jenen der Bundes-
richter entsprechen. Dazu waren die
Diäten zunächst von 7 009 auf 7 339
Euro erhöht worden, zum 1. Januar
2009 wurde eine weitere Erhöhung
auf 7 668 Euro festgelegt. Nun aber
steigt kurz darauf mit der Tarif- und
Besoldungsrunde im öffentlichen
Dienst auch das Referenzgehalt. Ein-
schränkungen sollen die Abgeordne-
ten nach demWillen von Union und
SPD insofern hinnehmen, als ihre Er-
höhung im Vergleich zu der der Be-
amten zeitlich gestrecktwerden soll.
Der parlamentarische Geschäfts-

führer der Unionsfraktion, Norbert
Röttgen, verteidigte die Diätenpläne.
Auch SPD-Generalsekretär Hubertus
Heil stellte sich hinter die neue Me-
chanik. Schließlich sei es dabei ge-
radeumeinKriterium fürDiätenerhö-
hungen gegangen, bei dem „nicht
mehr die Abgeordneten jedes Mal
die Hand heben müssen“. Trotz der
Ende 2007 eingeführten Koppelung
an die Beamten ist die neue Diäten-
runde allerdings kein Automatismus,
laut Abgeordnetengesetz ist ein sepa-
rater Bundestagsbeschluss nötig.
Die Gewerkschaften hielten sich

gesternmit Kritik zurück, auchwenn
sie – wie etliche Koalitionspolitiker –
überproportionaleGehaltssteigerun-
gen bei Managern attackieren. Eine
Erklärung könnte sein, dass sie die in
diesem Jahr geplante Übertragung
des Tarifergebnisses für Arbeitneh-
mer imöffentlichenDienst auf die Be-
amten nicht gefährdenwollen. In frü-
heren Jahren hatte die Regierung die
TarifergebnissehäufignurmitAbstri-
chen auf die Beamten übertragen.
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Mit der überraschenden Ankündi-
gung eines eigenenKonzepts zur Ent-
lastung der Leistungsträger hat SPD-
Chef Kurt Beck seine Partei erneut in
Aufregung versetzt. Offenbar ohne
vorherige Absprache mit den Finanz-
politikern hatte Beck am Montag-
abend in einem Interview das Steuer-
senkungskonzept derCSU zwar kriti-
siert, zugleich aber gesagt: „Wir wer-
den auch nicht Nein sagen, sondern
einen eigenenWeg deutlichmachen.“
Dieser werde „seriös finanziert“ sein.
Beim Zukunftskongress der SPD
Ende Mai in Nürnberg werde „ein
Konzept auf den Tisch gelegt“.
In der gestrigen Sitzung der SPD-

Bundestagsfraktion bekräftigte Beck
seinVorhaben. Es gehe umdieErarbei-
tung eines „Konzepts einer zukunfts-
gerichtetenVerhaltensweise des Staa-
tes“, sagte er anschließend: „Die Fe-
derführung liegt bei mir.“ In einer Ge-
samtbetrachtung sollten die Ziele der
Konsolidierung, der Finanzierung
von Zukunftsaufgaben und „der Ent-
lastungder Leistungsträgerüber Steu-
ern und Sozialabgaben“ beschrieben
werden. Den finanziellen Rahmen
könne er noch nicht beziffern. Doch
sehe er „keine Chance für Entlastun-
gen“ in dem von der CSU versproche-
nenVolumen von 28Mrd. Euro.
SPD-Parlamentarier reagierten ir-

ritiert auf den Vorstoß. „Dass es ein
regelrechtes Konzept bis zum 31.Mai
geben soll, hat mich überrascht“,
sagte Finanzexperte Florian Pronold.
Es sei „völlig klar“, dass die SPD ihre
steuerpolitischen Vorstellungen bis
zur Bundestagswahl darlegen
werde: „Wir wollen seriös dem et-
was entgegensetzen, was die CSU an
Luftschlössern aufgebaut hat.“ Doch
gehe es beim Zukunftskongress eher
um „eine Art Orientierung“ und
erste Leitlinien.Auch SPD-Fraktions-
chef Peter Struck wiegelte Fragen
nach dem Konzept ab: „Wir sind
noch gar nicht so weit.“
Ähnlich war dies bislang auch im

Willy-Brandt-Haus gesehen worden.
Dort wurde der Zukunftskongress
seit langem für eine programmati-
sche Diskussion geplant. Beck hatte
zu Ostern überraschend erklärt, bei
dem Treffen in Nürnberg solle der
Kurs im Umgang mit der Linkspartei
diskutiert werden. Nun weckt er öf-

fentliche Erwartungen auf ein Steuer-
konzept. Bei dem Thema bestehe in
dieser Legislaturperiode „keinHand-
lungsbedarf“, hatte SPD-Generalse-
kretär Hubertus Heil noch am Mon-
tag erklärt: „Wir werden nicht auf-
grund von Landtagswahlterminen ir-
reale Debatten anfachen.“
Die CSU, die zeitgleich von Bun-

desfinanzminister Peer Steinbrück

(SPD) heftig für ihr „unseriöses Kon-
zept“ kritisiert wurde, nahm Becks
Ankündigung eines Gegenkonzepts
dankbar auf. „Wer zu spät kommt,
den bestraft das Leben“, stichelte
CSU-Generalsekretärin Christine
Haderthauer. Die CSU habe den
Trend für Steuersenkungen gesetzt,
und „die SPD hechelt uns hinterher“.
Haderthauer sagte, sie könne der

SPD nur raten, möglichst viel bei der
Union abzuschreiben, „damit die
SPD nicht wieder wie bei Rot-Grün
die Entlastungen für Normalverdie-
ner und Familien vergisst“.
Es blieb dann zunächst dem SPD-

Finanzexperten JoachimPoßüberlas-
sen, den steuerpolitischen Weg der
Partei zu beschreiben. Zuerst müsse
bis 2011 der Bundeshaushalt ausgegli-

chenwerden, erinnert er in einerMit-
teilung zuden „steuerpolitischenPer-
spektiven der SPD“. Sodann müsse
das Urteil des Verfassungsgerichts
zur Absetzbarkeit von Krankenkas-
senbeiträgenumgesetztwerden.Wei-
tere Milliarden werde die Regierung
brauchen, um nach dem Existenzmi-
nimumbericht imHerbst das Kinder-
geld und die Kinderfreibeträge anzu-
heben, so Poß. Sollte es darüber hi-
naus Spielraum geben, setze die
SPD darauf, die Abgabenlast für Ge-
ringverdiener zu senken.Auf demZu-
kunftskongress wolle die SPD „über
ihre Steuerpolitik in der nächsten Le-
gislaturperiode diskutieren und ihre
bisherige Linie noch einmal klarma-
chen und erläutern“, so Poß.
Ob sich die SPD in ihrem Konzept

eher der sogenannten „kalten Pro-
gression“ im Steuersystem zuwendet
oder auf eine Senkung der Lohnne-
benkosten dringt, blieb gestern un-
klar. Beck signalisierte eine persönli-
che Präferenz für Abgabensenkun-
gen: „Die Sozialabgabenmüssen stär-
ker im Vordergrund stehen.“ Von
SteuersenkungenwürdenGeringver-
diener kaum profitieren, hieß es in
SPD-Kreisen. Aus eigener Kraft wer-
den die Sozialversicherungen ihre
Beiträge in absehbarer Zukunft frei-
lich nicht reduzieren können. Erfor-
derlichwären dazu Steuerzuschüsse.
Beck erinnerte daran, dass sich die
SPD bereits bei der Gesundheitsre-
form „einen höheren Betrag“ aus
demHaushalt gewünscht habe.
Die Union will sich durch die

SPD-Pläne nicht unter Zeitdruck set-
zen lassen. „CDU und CSU werden
Anfang 2009 ein gemeinsames Steu-
ermodell vorlegen“, sagte Norbert
Röttgen, parlamentarischer Ge-
schäftsführer der CDU-Bundestags-
fraktion, dem Handelsblatt. Auch
Unionsfraktionsvize Michael Meis-
ter kündigte an, dass die CDU an ih-
rem bisherigen Fahrplan festhalten
werde. „Anders als die SPD hat die
CDU eine verlässliche Parteivorsit-
zende“, sagte Meister dem Handels-
blatt. In den nächsten Monaten solle
eine Arbeitsgruppe von CDU und
CSU eingerichtet werden, die bis
zum Jahresende ein gemeinsames
Konzept ausarbeiten soll.
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UNIVERSITÄTEN:Warum die Niederlande um deutsche Abiturienten werben

Das Flair von Maastricht

ANZEIGE

Abgeordnetenbezüge
steigen um 16 Prozent
Öffentlicher Dienst löst doppelte Diätenrunde aus

Beck stürzt SPD ins Steuerchaos
Parteichef kündigt überraschend Gegenkonzept zur CSU an – „Leistungsträger“ sollen bei Sozialabgaben entlastet werden
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Gutverdiener tragen die Hauptlast
Anteil an der Einkommensteuer nach Einkommensgruppen, in Prozent, 2007*
(in Klammern: Einkommen in €)

Lesebeispiel:
Die 5%der Steuerzahler, die zwischen 64 500 und 84 300€
versteuern, zahlen 12,8%der gesamten Einkommensteuer.

obere 5% 6-10% 11-15% 16-20%
(>84300 €) (>54000 €)

(>64500 €) (>47000 €)

26-30%

(>37250 €)

36-40%

(>30650 €)
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(>25250 €)
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(>19600 €)
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(>13800 €)
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21-25%
(>41600 €)

31-35%
(>33700 €)

41-45%
(>27900 €)

51-55%
(>22550 €)

61-65%
(>16700 €)

71-75%
(>10850 €)

76-100%

(<10850 €)

LesenSiemehr zur
Steuerdebatteunter:
www.handelsblatt.com/steuern
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Immer für eineÜberraschunggut: KaumhattedieCSU ihrSteuerkonzept präsentiert, kündigte SPD-ChefKurt Beck auch eines an.

Uni-Bibliothek inMaastricht:GuteStu-
dienbedingungen locken deutsche
Studenten in die Niederlande.
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